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Zeitung.zu Re . 284 der
Dienstag , 2 . Dezember 18VS

Badischer Landtag

Karlsruhe , den 29 . Nov . Erste Kammer . Dritte
Sitzung . (Ausführlicher Bericht über die Adreßdebatte .)

Unserem summarischen Berichte über die dritte Sitzung
(siehe Nr . 283 d . Bl . ) tragen wir in Folge einer uns vom
Präsidium der hohen Ersten Kammer zugegangenen Notiz
nach , daß nach Verlesung des beim Präsidium der Ersten
Kammer ein gelaufenen Schreibens des Herrn Geh . Rath

vr . K . Fischer
Präsident Obkircher konstatirte , daß nach dem ihm vor¬

liegenden stenographischen Protokoll über die vorige Ver¬
handlung der Ersten Kammer in Betreff der letzten Wahl
der Universität Heidelberg zur Ersten Kammer Herr Geh .
Rath Knies die von Herrn Geh . Rath Fischer beanstandete
Aeußerung , als ob bei der früheren Wahl ( 1875 ) die
Wahlhandlung , weil nicht die genügende Zahl von Wahl¬
berechtigten erschienen gewesen , auf einen andern Tag ver¬
schoben worden sei, nicht gethan , sondern nur gesagt habe ,
daß eine Pause gemacht worden sei , bis die erforderliche
Zahl der Wähler herbeigeholt war , und daß insofern die
Deklaration des Herrn Geh . Rath Fischer gegenstandslos sei .

Bei Eröffnung der Adreßdebatte ergreift das Wort
Graf v . Berlichingen und nimmt an , daß von Seiten der

Großh . Regierung wie in früheren Jahren , so auch diesmal
die Verantwortung für die Thronrede übernommen werde ,
es werde aber auch eine kleine Abschweifung gestattet sein ,
um das vorzubringen , was man geglaubt habe , daß die
Thronrede enthalten würde und , was nicht .

Zunächst . müsse er sich über die Domänenfrage aussprechen ,
er werde aber heute von ihr Abschied nehmen . Seit io
Jahren habe er sich bemüht , hervorzuheben , wie es der
erste Grundsatz einer rationellen Wirthschast sei , genau zu
wissen , was Einem gehöre . Auf dem letzten Landtage habe
der Herr Präsident des Finanzministeriums gesagt , Redner
möchte auch Andeutungen geben , . wie diese Frage zu lösen
sei , er habe dies indeß bereits vor 10 Jahren gethan ;
allerdings könne eine so wichtige Frage nicht von 11 bis
t/z12 Uhr gelöst werden . Diese Frage sei deßhalb wichtig ,
weil , wenn sie gelöst wäre , für den Staat Millionen nutz¬
bar und Hunderttausende von Revenüen verfügbar würden .
Der günstige Zeitpunkt zur Lösung dieser Frage sei ver¬
paßt worden , es werde vielleicht noch einmal die Zeit kommen ,
wo man es bereuen werde . Hauptsächlich habe er die
Frage berührt wegen der schwankenden Anschauungen , die
über die Erträgnisse der Domänen herschten , was Redner
näher ausführt .

In der Gesetzgebung der letzten 20 Jahre seien nach
gewissen Richtungen hin große Fortschritte gemacht worden ,
nur das Gebiet der Landwirthschaft sei dabei schlecht Weg¬
gekommen . Mit Ausnahme des Viehseuchengesetzes , welches
auf dem vorigen Landtage zu Stande gekommen sei und
welches große Anerkennung bei den Gemeinden gefunden
habe , sei für die Landwirthschaft in gesetzlicher Beziehung
nichts geschehen , obwohl ein Schäfereigesetz dringend Noch
thue und auch das veraltete und zu Chikanen aller Art
führende Jagdgesetz , sowie die Forstgesetzgebung einer Neu¬
regelung dringend bedürften . Auch das Landstraßen - Gesetz
bedürfe einer Revision , die Gemeinden müßten jetzt zu den
Landstraßen dreifach beitragen , einmal als Gemeindeange¬
hörige , dann als Kreisangehörige und endlich als Landes¬
angehörige .

In der Thronrede werde Vertrauen zur Großh . Regierung
beansprucht , die Adresse spreche das Vertrauen aus , Redner
bitte deßhalb die Regierung dafür zu sorgen , daß nicht
mehr , wie er es nennen wolle , mit zweierlei Maß gemessen
werde : es sei nämlich in öffentlichen , viel gelesenen Blättern
von den Wahlen der Grundherren unterhalb der Murg in
einer Weise gesprochen worden , welche höchst anstößig sei ,
desgleichen führten die Amtsverkündigungsblätter eine
Sprache , die zum Klafscnhaß aufreizen müsse ; dies solle
die ' Regierung nicht dulden , da sie es sicher nicht dulden
würde , wenn über Beamte in gleicher Weise geschrieben
würde , der Adel scheine in dieser Beziehung vogelfrei zu sein .

Da die Thronrede auch die Steuerfrage behandle , müsse
er darüber einige Worte sagen . Ter Grund des Defizits
liege in den Eisenbahnen und Redner müsse mit Bedauern
sehen , daß man jetzt den Kopf hängen lasse , da die Eisen¬
bahnen ein so geringes Erträgniß abwürfen , daß nun die
Steuerzahler in Anspruch genommen werden müßten . In
dieses Lamento könne er nicht einstimmen . Seit 38 Jahren
seien sämmtlichen Staatsbürgern d' e Eisenbahnen mehr oder
weniger zu Gute gekommen , ohne daß Jemand auch nur
einen Pfennig für deren Unterhaltung gezahlt habe ; es sei des¬
halb nicht so schlimm , wenn nun eine kleine Eisenbahn -Steuer
gezahlt werden müsse . Der Vorwurf , daß man unrentable
Linien nicht hätte bauen sollen , sei schon deshalb nicht stich¬
haltig , weil man vorher nicht wissen könne , ob eine Linie
rentire oder nicht . Die große Rentabilität der Linie Karlsruhe -
Maxau habe kein Mensch vorhergesehen , dagegen habe man
geglaubt , die Rhein - Nahe Bahn werde in Bezug auf Renta¬
bilität die erste Bahn der Welt werden ; statt dessen kämen
aber bei letzterer Bahn nicht einmal die Betriebskosten heraus .
Indessen könnte das Eisenbahn - Defizit vermindert werden durch
Erhöhung der Billet -Fahrpreise , durch Beschränkung der Züge ,
namentlich durch Aufheben der Nachtzüge , von denen »»/, <>«
der Badener keinen Nutzen hätten ; für die Geschäftsleute

sei ja der Telegraph da . Man möge sich hier ein Bei¬
spiel an der Schweiz nehmen , wo kein einziger Nachtzug
ginge , und doch beklagten sich die tüchtigen Kaufleute in
Genf , Zürich u . s . w . darüber nicht .

Redner müsse auch auf die Steuererhöhung zu sprechen
kommen . Die Zollrefonn , welche die direkten Steuern er¬
leichtern soll , habe noch nicht einmal recht begonnen und
schon beginne man mit einer Steuererhöhung . In dem
Punkte sei er mit dem Herrn Präsidenten des Finanz¬
ministeriums einverstanden , daß das Defizit durch Steuer¬
erhöhung und nicht durch eine Anleihe zu decken sei , denn
sonst würde sich die badische Finanzwirthschaft von der
türkischen nicht um ein Haar unterscheiden . Das Land sei
zwar noch steuerfähig , allein die Grundsteuer könne eine
Erhöhung absolut nicht mehr ertragen . Es sei allerdings
für den Finanzmann gleichgiltig , er könne die Grundsteuer
auf . 26 , 28 , 30 Pf . festsetzen , ob diese Steuer auch wirk¬
lich gerecht sei und getragen werden könne , dafür seien
Anhaltspunkte nicht gegeben . Das sei nur ein einfaches
Rechenexempel : so und so viel Grundsteuer - Kapital sei im
Lande , wenn man 2 Ps . daraufschlage , nehme man so
und so viel mehr ein . Auf dem Lande aber sähe es traurig
aus , die Hälfte der Landwirthe seien überschuldet und wenn
einmal dort die Krisis ausbreche , sei im Wege der Gesetz¬
gebung nicht mehr zu helfen ; die Regierung möge also bei
Zeiten dafür sorgen , daß die Landwirthe soviel wie mög¬
lich geschont würden .

Ministerialpräsident Stösser : Die Amts - Verkündigungs¬
blätter seien schon bei der letzten Adreßdebatte Gegenstand
der Diskussion gewesen . Es sei unverkennbar und sowohl
von Seiten des Hauses , wie von der Regierung anerkannt
worden , daß die Schreibweise mancher Blätter nicht immer
eine solche sei , wie sie im öffentlichen Interesse und nament¬
lich von Seiten der Regierung gewünscht werde . Es sei
unverkennbar , daß heftige Ausfälle gegen verschiedene
Stände , gegen verschiedene politische Meinungen statt¬
gefunden hätten , die in der Form , in welcher sie vor¬
getragen wurden , jedenfalls zu verwerfen seien . Es sei
deshalb Pflicht der Regierung , nachzuforschen , wie diesem
Uebelstande abzuhelfen sei.

Hierbei wären zwei Fragen maßgebend , 1 ) welches sei
der Zweck der öffentlichen Verkündigung , 2) könne dieser
Zweck in einer andern Weise als der bisherigen erreicht
werden ?

Der Zweck sei der , Bekanntmachungen der Staats¬
behörden in ausgedehntestem Maße zur Kenntniß des
Publikums zu bringen . Auf eine andere als die jetzige
Weise sei dies aber nicht möglich , wie die Geschichte des
Amts -Verkündigungswesens zur Genüge beweise , was der
Herr Ministerialpräsident eingehend begründet . Es sei nun
nicht möglich , daß die Regierung den betreffenden Bezirks¬
beamten zum Redakteur des Blattes mache , weshalb nichts
Anderes übrig bleibe , als diese Blätter sich selbst zu über¬
laffen .

Obgleich also verwerfliche Ausfälle in diesen Blättern
erschienen seien , so sei doch im Großen und Ganzen die
Sprache dieser Blätter nicht eine solche , daß eine so . all¬
gemeine Verurtheilung , wie dies der Vorredner gethan
habe , am Platze sei ; die kleine Oppofitionspreffe im Lande
führe eine viel derbere Sprache . Eine Verantwortung für
den Inhalt dieser Blätter könne die Regierung selbstver¬
ständlich nicht übernehmen ; sie habe dies durch die Anordnung
ausgedrückt , nach welcher die Bezeichnung als Amts -Ver -
kündigungsblatt nicht über dem politischen Texte erscheinen
dürfe ; sonst könne sie höchstens — und dies habe sie wieder¬
holt gethan — den Redakteur und den Verleger der be¬
treffenden Blätter darauf aufmerksam machen , sich einer takt -
und maßvollen Sprache zu bedienen ; mehr könne die Regie¬
rung nicht thun , ohne der Freiheit der Presse zu nahe zu treten .

Fabrikant Faller glaubt die Ueberzeugung aussprechen
zu sollen , daß die Zoller -Höhung , die der Reichstag be¬
schlossen habe , wenigstens auf einige Industriezweige , wie
Eisen und Baumwolle , eine absolute Nothwendigkeit gewesen
sei, und zwar nicht zur Förderung der Industrie , sondern zur
Erhaltung derselben und zum Schutz vor Ruin . Es sei
nicht allein die gegenwärtige Konkurrenz der anderen euro¬
päischen Völker allein , welche für die deutsche Industrie
zu fürchten sei ; die viel stärkere von Seiten Amerikas
werde in nächster Zukunft sicher nicht ausbleiben .

Redner glaubt auch aussprechen zu dürfen , daß sich schon
jetzt manche Geschäfte etwas höben , und auch die , die
nicht mit einem Schutzzoll bedacht worden wären , würden
etwas Belebung in dem Aufschwung der anderen Geschäfte
finden . Eine Besserung in der Industrie sei aber auch
äußerst nothwendig , um der zahlreichen Arbeiterklaffe Lebens¬
unterhalt und Unterstützung gewähren zu können ; alle wohl -
thätigen Arbeitergesetze könnten keinen Erfolg haben , wenn
nicht Arbeit und Verdienst der Arbeiter damit zusammen¬
hingen .

Bezüglich der Kirchenfrage schließt sich Redner dem an ,
was darüber in der Adresse gesagt sei . Durch den lange
andauernden Streit wäre manche Schädigung herbeigeführt
worden ; vor Allem sei die Achtung der Autorität noth¬
wendig zu einem segensreichen Wirken der letzteren .

Es sei nicht zu verwundern , daß unter den jetzigen
kritischen allgemeinen Verhältnissen ein Minus der Ein¬
nahmen bei den Domänen und den Eisenbahnen sich zeige .
Dies sei weniger zum Erstaunen als zum Bedauern ,
namentlich für Diejenigen , die schon seit Jahren auf Eisen¬

bahnen gewartet , sich bisher kümmerlich durchgedrückt hätten
und nun befürchten müßten , daß ihre Hoffnungen weit
hina usges choben werden würden . 8

! Frhr . v . Marsch all freut sich , daß der Vorredner einen
^ Punkt berührt habe , der in der Adresse mit ällzugroßer^

Zurückhaltung behandelt worden sei , er meine die Zollreform .
Diese sei nicht ein Experiment , sondern ein wohldurchdachtes

, Werk , welches sich auf die schlechten Erfahrungen gründe ,
! die Deutschland mit dem Freihandelssystem gemacht habe ,
^ sowie auf die Erfolge , welche die umliegenden Länder mit

ihren Schutzzöllen erzielt hätten . Gegen dieses Zollsystem
werde angekämpft mit dem Schlagwort , es habe sich um
die Bereicherung der Großgrundbesitzer und großen Fabri¬
kanten dabei gehandelt auf Kosten der Konsumenten . Wer
aber jemals eine Statistik eingesehen hake , der wisse , daß
die Großgrundbesitzer und Fabrikanten nur einen kleinen
Bruchtheil bildeten gegenüber den vielen Millionen von
Kleinhandwerkern und Arbeitern , deren ökonomische Lage
davon abhänge , ob deutsche Arbeit bezahlt werde oder nicht ,
ob sie schutzlos dem Auslande preisgegeben sei oder nicht .
Gerade in diesen Kreisen sei in der letzten Zeit eine Er¬
werbs - und Verdienstlosigkeit eingetreten , der abzuhelsen
die erste Pflicht der Regierung sein müsse . _

Auf wirthschaftlichem Gebiete stünden der Gesetzgebung ,
namentlich der des Reiches , noch wichtige Aufgaben bevor ,
und die Negierung werde sich des Gedankens entschlagen
müssen , daß sie es bei einer jahrelangen Ungunst der Ver¬
hältnisse nur mit einer vorübergehenden Krisis zu thun
habe , wie man sich optimistisch so gern auszudrücken pflege .

Auch die Lage des kleinen uud mittleren Bauernstandes
sei sehr schlimm ; es sei da ein Zustand der Verschuldung
eingetreten , dessen Folgen unabsehbar seien ; eine in dieser
Beziehung zu veranstaltende Enquete würde haarsträubende
Dinge zu Tage fördern ; Dorfgemeinden , die zu den reichen
gehörten , seien in ihrem Grundbesitz zu 2/4 bis ^

/5 ver¬
schuldet . Wenn man in Betracht ziehe , wie viel Prozente
Zinsen diese Leute bezahlen müßten und wie viel Prozente
sie bei günstiger Ernte aus ihrem Grundbesitz zögen , so sei
das Fazit kein anderes , als das , daß über kurz oder lang
eine vollständige Tepossedirung unseres kleinen und mitt¬
leren Bauernstandes eintrete , und dieser Stand bilde ja das
eigentlich konservative Element gegenüber den ftmsturz -
parteien , weshalb auf dessen Erhaltung die größte Sorgfalt
verwendet werden müsse .

Mit Freuden habe Redner den Satz in der Thronrede
begrüßt , wo von den ernsten Bestrebungen gesprochen werde ,
welche die Großh . Regierung den religiösen , sittlichen und
geistigen Interessen des Volkes widme , weil er aus diesem
Satze entnehme , daß die Regierung in der That zur Ueber¬
zeugung gekommen sei , daß gegenwärtig in dieser Beziehung
ein Rückgang im Volke stattgefunden habe , daß heute mehr
als sonst dieser Gegenstand das ernste Augenmerk seitens
der maßgebenden Faktoren verdiene . Redner wolle nicht
fragen , in wieweit die Gefährdung der sittlichen und reli¬
giösen Interessen des Volkes im Zusammenhang stünde
mit den Kirchengesetzen , die gemacht worden seien , er schließe
sich an das an , was in der Adresse ausgesprochen sei, daß
der materielle Wohlstand dauernd nicht begründet werden
könne , wenn nicht die hohen geistigen Interessen gleichzeitig
gepflegt würden .

Es werde Jedermann mit Genugthuung begrüßt haben ,
daß in der Thronrede davon gesprochen sei , daß die auf
den Frieden gerichteten Bestrebungen der Regierung dahin
gingen , die noch nicht erledigten Fragen in dem Verhältniß
zwischen Staat und Kirche einer Lösung näher zu bringen .
Redner erinnere sich noch sehr wohl der Zeit , wo es Be¬
denken gehabt hätte , den Wunsch nach Frieden in dieser
Beziehung auszusprechen , ohne einige kulturkämpferische
Redensarten damit zu verknüpfen ; um so mehr könne man
sich darüber freuen , daß heute nicht nur vom Frieden
gesprochen werde , sondern daß verschiedene Bestrebungen
darauf gerichtet seien , diesen Frieden herzustellen . Baden
sei in dieser Beziehung ir» einer viel günstigeren Lage als
Preußen , wo kaum eine Frage zwischen Staat und Kirche
sei , welche nicht Gegenstand heftiger Kämpfe gewesen wäre ,
was einem Einvernehmen die größten Schwierigkeiten bereite .
Bei uns handle es sich um einen einzigen Konflikt , um die
sog . Examenfrage , und wenn es gelänge , diesen Konflikt zu
lösen , so wäre die Frage des Bischofseides kaum als selbst¬
ständige Streitfrage zu betrachten . Bezüglich der Examen¬
srage werde es vor Allem nothwendig sein , daß die Sache
nicht zu einem Prinzipienstreit aufgebauscht würde , daß man
nicht in dieser Frage zugleich die grundsätzliche Entscheidung
über das Verhältniß des Staats zur römischen Kirche suche .
Dieser Prinzipienstreit besiehe seit tausend Jahren und werde
bestehen , so lange es Staat und Kirche gebe . Den Prin¬
zipienstreit aufzuwerfen sei auch nicht nöthig , wo in der
Sache selbst die Grundlage der Verständigung liege , wie
dies bei der Examenfrage der Fall sei. Der Staat habe
ein großes Interesse daran , daß der Priester , der in dem
Territorium des Staates als Geistlicher und Lehrer wirke ,
außer der theologischen auch eine genügende wissenschaftliche
Vorbildung habe , und die katholische Kirchenregierung werde
in Baden nicht verweigern , was sie in andern Staaten ,
wie z. B . in Württemberg , gestatte . Es habe noch nie
Jemand behauptet , daß der Inhalt des Gesetzes vom
19 . Februar 1874 in dem Sinne über jeden Zweifel er¬
haben sei , daß es sich auf die Feststellung des nothwendigsten



Maßes der Vorbildung beschränkt habe , daß der Vortheil

der Durchführung des Gesetzes so bedeutend für den Staat

sei , daß man deßhalb alle die Nachtheile auf sich nehmen

müsse , die durch die Nichtbeachtung dieses Gesetzes Seitens

der Kirche entstünden . Im Gegentheil , selbst von Solchen ,

welche auf dem Standpunkte stünden , daß der Friede nur

durch die unbedingte Unterwerfung der Kirche unter den

Staat geschloffen werden könne , sei betont worden , daß der

Inhalt dieses Gesetzes diskutabel sei : Redner stehe auf dem

Standpunkte , daß der Staat unbedingten Gehorsam für

seine Gesetze verlangen müsse , es erscheine aber im hohen

Grade bedenklich , zum Probirstein dieses Gehorsams ein

Gesetz machen zu wollen , welches sowohl seines Inhaltes

als seiner praktischen Durchführbarkeit wegen so sehr der

Kritik anheimfalle , wie das Gesetz vom 19 . Februar 1874 .

Nicht nur durch allgemeine Anerkennung der Gesetzgebungs¬

gewalt werde die Autorität des Gesetzes gefördert , sondern

auch durch weises Maßhalten in der Anwendung derselben .

Wenn man nun zu der Ueberzeugung komme , daß in der

Gesetzgebung ein Schritt zu weit gethan worden sei , so

könne man den Schritt ganz ^gut wieder zurück thun , hier

in der Weise , daß die katholische Kirche erkläre , sie erkenne

das Gesetz an , und der Staat dann dasselbe ändere . Daß

der Kulturkampf die Autorität des Staates und der Kirche

schädige , könne nicht bestritten werden . Was hier in parla¬

mentarischen Formen über den großen Prinzipienstceit ge¬

sprochen werde , fände kein Verständniß in der großen Menge

des Volkes , dasselbe urtheile nach den äußeren Erscheinungs¬

formen dieses Kampfes , wie er sich durch die Verfolgung

der Geistlichen , durch den Priestermangel und durch den

Kampf in der Presse darstelle , und diese Erscheinungsformen
würden identifizirt mit der Wsrthschätzung zwischen Staat

und Kirche .
Graf v . Berlichingen habe auf das Treiben der Amts -

Verkündigungsblätter aufmerksam gemacht , welche Aus¬

schreitungen der gröbsten Art enthielten . Unter allen diesen

Blättern sei kaum eines , welches nicht in maßloser Weise

den Kulturkampf schüre und nicht in unqualifizirbarer Weife

die christlichen Kirchen und die politischen Gegner beschimpfe ;

er würde der Regierung sehr dankbar sein , wenn sie sich

bestrebe , diesem Uebelftande abzuhelfen .
Vor ganz kurzer Zeit noch sei man als eine Art Reichs¬

feind betrachtet worden , wenn man von dem ungünstigen
Stande des Budgets gesprochen habe , jetzt aber seien die

Zweifler durch Thatsachen bekehrt worden . Die Schwierig¬

keit der Finanzlage bestehe in dem wesentlichen Sinken der

Eisenbahn -Rente , weshalb man zu neuen Steuern schreiten

müsse , um das Defizit zu decken . Diese Erscheinung sei

auch in andern Ländern zu finden . Die Regierungen

hätten eben dem Drange nach dem Bau neuer Eisenbahnen

nicht nachgeben sollen , bereits im Jahre 1862 habe in

Baden Finanzminister Regenauer feine warnende Stimme

dagegen erhoben . Da wir nun aber bei dieser mißlichen

Finanzlage angekommen seien , müßten wir im Interesse

einer gesunden Finanzordnung darnach trachten , die Ein¬

nahmen zu vermehren , dies sei um so nothwendiger , als

das Sinken der Eisenbahn - Rente kein vorübergehender Zu¬

stand sein werde , sondern ein längere Zeit andauernder ,

ja , mit der Lösung der Eisenbahntaris -Frage würden neue

Schwierigkeiten für die Rentabilität der badischen Eisen¬

bahnen erwachsen .
Bezüglich der Erhöhung der direkten Steuern ist Redner

nicht einverstanden mit der Regierung . Graf Berlichingen

habe bereits erwähnt , daß die Grundsteuer schon viel zu

hoch sei , er (Redner ) könne dasselbe von der Erwerbsteuer

sagen . Diese Frage habe aber auch noch eine ganz andere

Seite , sie gebe ein Agitationsmittel den politischen Par¬

teien , denn die Entlastung der direkten Steuern sei der

Grundgedanke der Steuerreform , wie sie vom Reichskanzler

und den verbündeten Regierungen geplant worden sei .

Wenn man nun in dem Augenblicke , wo diese Reform be¬

ginne , zu einer Erhöhung der direkten Steuern schreite ,

so läge die Gefahr nahe , daß das ganze Reformwerk , in¬

soweit es sich auf die Steuern beziehe , im Volke diskreditier

werde . Es hätte sich nun allerdings Niemand der Illusion

hingegeben , daß sich die direkten Steuern sofort vermindern

würden , aber das hätte man erwarten können , daß das

Defizit durch die Erhöhung der indirekten Steuern gedeckt

worden wäre .
Zum Schluß möchte Redner noch den Punkt in der

Thronrede berühren , der von der Beschränkung der Gesetz¬

gebung auf die dringendsten Fälle handle . Er sei mit dem

einverstanden , was in dieser Beziehung die Thronrede

sage , es fei nicht gut für eir^ Staatswesen , wenn zu viel

Gesetze gemacht würden , namentlich wenn Gesetze gemacht

würden , die sich nicht auf das Bedürfniß des Volkes

gründeten . Ob es aber im gegenwärtigeu Augenblick .mög¬

lich sein werde , diesen Stillstand durchzuführen , so zu sagen

ganz einfach auf den Lorbeeren auszuruhen , sei einiger¬

maßen zweifelhaft . Es werde im Gegentheil schon in der

nächsten Zeit nothwendig sein , einige Schäden , die die

neue Gesetzgebung gebracht habe , nuszubessern , und dies

zwar nicht her Gesetzesmacherei , sondern der Reform wegen .

^ Ministerialpräsident Ellstätter : Sämmtliche Redner

seien auf die Finanzlage des Staates zu sprechen gekommen ,

weshalb er sich gestatten müsse , den Standpunkt der

Regierung näher darzulegen . Die Lage sei eine solche, daß

sie die größte Aufmerksamkeit seitens der Regierung sowohl ,

wie auch seitens der Stände verlange . Die Regierung

werde mit der äußersten Fürsorge den Gegenstand auch

fernerhin behandeln und dabei auf die Leistungsfähigkeit

der verschiedenen Klassen der Steuerpflichtigen die gleiche

Rücksicht nehmen .
Die Entwicklung unseres Eisenbahn - Wesens , wie sie in

den letzten Jahren vor sich gegangen sei , hätte zum Defizit

führen müssen und bei den Beschlußfassungen über die

Entwicklung unseres Eisenbahn - Netzes sei man sich eben be¬

wußt gewesen , dgß man auch die einstige Konsequenz dieser

Entwicklung werde zu übernehmen haben . Bedauerlich sei

nun zwar , daß die gegenwärtige wirthschafiliche Lage der

Bevölkerung für die Erhöhung der Abgaben keine günstige

sei , allein es dürfe die Ordnung im Staatshaushalt
keinen Augenblick gestört werden , weswegen eine Steuer¬

erhöhung absolut unvermeidlich sei .
Graf v . Berlichingen habe gefunden , daß das Lamento

über das Eisenbahn -Defizit keine Berechtigung habe , dem

stimme Redner vollständig bei . Das Eisenbahn -Defizit werde

allerdings keinen vorübergehenden Charakter haben , es käme

jetzt die Periode des unrentablen Betriebs ; ex weise in

diesem Betreffe hin auf die Konkurrenzbahnen , die rechts und

links sich befänden , und auf die bevorstehende Tarifgesetz¬

gebung des Reiches . Die Ausfälle in der Finanzverwaltung
feien wesentlich durch die verringerten Eisenbahn -Einnahmen
veranlaßt , die natürlich gedeckt werden müßten .

Die Regierung sei an die Erhöhung der Grundsteuer nur

sehr ungern gegangen , ihr seien die Verhältnisse des Grund¬

besitzes recht wohl bekannt , sie hätte sogar gewünscht , an

den Ertragsteuern überhaupt -keine Veränderung vornehmen

zu müssen , allein die Summe , um die es sich handle , stund

für die Regierung fest und es sei in der That blos ein

Rechenexempel , welches vorzunehmen gewesen sei , nämlich

diese Summe auf die verschiedenen Steuergattungen zu ver¬

theilen . Die ganze Last auf die indirekten Abgaben um¬

zulegen , sei schwerlich angängig . Auch dort sei eine gewisse

Grenze gezogen , die iuteresfirten Kreise hätten sich mit gutem
Grund gegen eine solche Anspannung der indirekten Abgaben

gewahrt , endlich habe man nicht die Garantie , daß die um¬

gelegte Summe auch wirklich hereinkomme , wie bei den

Ertragsteuern , da die indirekten Steuern im '
Verhältnis ;

desto weniger einbrächten , je höher sie seien . Uebrigens
komme bei der in Aussicht genommenen Steuererhöhung
der Grundbesitz am besten weg ; die Grundsteuer solle nur

7 o/o erhöht worden , während die Erwerbsteuer eine Er¬

höhung von 15 o/, , die Kapitalrsntensteuer eine solche von

20 o/o erführe .
Redner freue sich , daß Graf von Berlichingen von der

Domänenfrage Abschied nehme , es sei wirklich Zeit dazu ;
den Vorwurf indeß , als sei der richtige Zeitpunkt zur

Lösung der Domäuenfrage verpaßt worden , müsse vie Re¬

gierung mit aller Entschiedenheit zurückweisen . Die Finanz¬

verwaltung habe sich entschlossen gehabt , diese Lösung vor¬

zunehmen , aber die Schwierigkeiten seien sehr groß . Es

handle sich hier um die Feststellung des Verhältnisses der

Civilliste zum Domänenvermögen , die Aufhebung der

Civilliste gegen Ueberlassung eines entsprechenden Theils
des Domänenvermögens , die Abschaffung des Gesetzes
über die Civilliste , die Abschaffung des Appanagen -

gesetzes mit Ueberlassung eines weitern Theiles des

Domänenvermögens , wobei zu untersuchen sei , welcher

Theil des Domänenvermögens als Bestandtheil des Ver¬

mögens des Großh . Hauses zu betrachten sei und welche

Thsile zur Ablösung der civilrechtlichen Ansprüche der

Großh . Familie zu überantworten seien . Abgesehen von

diesen Schwierigkeiten , -sei auch die gegenwärtige Finanzlage

nicht dazu angethan , die Lösung der Domäneufrage in

die Hand zu nehmen ; es würde nur zu der jetzigen

Komplikation noch eine neue geschaffen werden .

Präs . Prestinari möchte nur über die Beziehungen zur

katholischen Kirche sprechen , und zwar über die Staats¬

prüfung der Geistlichen als die einzige Frage , die zur Zeit
der Lösung bedarf .

Nach dem Gesetz von 1874 werden die Geistlichen nicht

zu einem Kirchenamte und nicht zur öffentlichen Ausübung

kirchlicher Funktionen zugelassen , ehe sie vor einer Staats¬

behörde eine Prüfung über ihre allgemein wissenschaftliche

Bildung bestanden haben . Den Geistlichen , welche vor 1862

in ihren Beruf eingetreten sind , ist jedoch diese Staats¬

prüfung erlassen und jenen , welche vor 1874 Priester

wurden , ist die öffentliche Ausübung kirchlicher Funktionen

gestattet . Es habe aber noch kein katholischer Geistlicher

diese Staatsprüfung bestanden , weshalb die jüngeren nicht

zu einem Kirchenamte , die jüngsten nicht zur öffentlichen

Ausübung kirchlicher Funktionen zugelassen werden . In

Folge hievon entbehrten mehr und mehr katholische Pfarreien

ihren Pfarrer und die Zahl der katholischen Geistlichen

unseres Landes vermindere sich, von Jahr zu Jahr , indem

die neu geweihten , weil sie im Lande ihren Beruf nicht

üben dürften , außerhalb des Landes eine Stelle suchen

müssen .
Er bekenne , daß er dem Gesetz von 1874 , wenn er seine

Stimme darüber abzugeben gehabt hätte , nicht beigestimmt

haben würde . Das Gesetz bestehe aber und so lange es

bestehe , müsse ihm von Seiten der Staatsgewalt , soweit

möglich , Geltung verschafft werden . Man könne jedoch

nicht sagen , daß die Geistlichen , welche die Staatsprüfung

nicht bestehen , und die höhere Kirchenbehörde , wenn sie

ihnen verboten habe , sich der Staatsprüfung zu unterziehen ,
das Gesetz übertreten habe . Das Gesetz sage nicht , jeder

Geistliche müsse nach beendigten Studien innerhalb einer

gewissen Frist die Staatsprüfung bestehen ; es lasse nur die

Geistlichen , welche sie nicht bestehen , nicht zu einem Kirchen¬

amte und nicht zur Ausübung kirchlicher Funktionen - zu .

In der ersten Zeit hätten einzelne Neupriester in der Kirche

Messe gelesen ; sie seien aber von den Gerichten bestraft
worden und seitdem sei kein Fall einer Uebertretung des

Gesetzes mehr vorgekommen .
Wenn aber die katholischen Geistlichen und die ihnen

Vorgesetzte Kirchenbehörde das Gesetz nicht übertreten hätten ,

so widerstreite dagegen allerdings ihr Verhalten dem Willen

des Gesetzgebers , der offenbar vorausgesetzt habe , daß die

katholische Geistlichkeit sich nicht zu einem Verhalten ent¬

schlösse, durch welches die katholische Seelsorge im Lande

mehr und mehr verwahrlost werde .
Die katholische Kicchenbehörde scheine hierdurch eine

Aenderung des Gesetzes herbei führen zu wollen . Das Ge¬

setz könne aber nur auf verfassungsmäßigem Wege geändert
werden und es sei einleuchtend , daß die Großh . Regierung
ur Zeit schon deshalb nicht in der Lage sei , eine Aende¬

rung des Gesetzes vorzuschlagen , weil die große Mehrheit
der Zweiten Kammer auch jetzt noch der Regierung zu -

gethan sei , unter deren Herrschaft das Gesetz zu Stande
kam . Glaube die Minderheit der Zweiten Kammer , welche
die Interessen der katholischen Kirche vertrete , daß schon
auf dem gegenwärtigen Landtage ein Gesetz , wie sie es

wünsche , zu Stande kommen könne , so stehe es ihr frei ,
ein solches Gesetz zu beantragen .

Für den Fall , daß es nicht zu Stande komme , erscheine
als dringend geboten , daß der Verwahrlosung der katholischen
Seelsorge Einhalt gethan werde , und es verdiene alle An¬

erkennung , daß die Großh . Regierung den ersten Schritt
zu diesem Zwecke thun wolle , .obgleich für die katholische
Seelsorge zunächst nicht sie , sondern die katholische Geist¬
lichkeit zu sorgen habe .

Der Entwurf der Adresse spreche die Erwartung aus ,
daß mit einer Verständigung in dieser Frage ein Zustand
aufhöre , der die Autorität des Staates und der Kirche
schädige , und je länger er dauere , desto mehr im Volke

beklagt werde . Ihre Kommission verstehe unter diesem Zu¬
stande in erster Reihe die allmälige Verwahrlosung der

katholischen Seelsorge und den ihr zum Grunde liegenden

Zwiespalt zwischen dem katholischen Klerus und dem Gesetz¬
geber von 1874 , in zweiter Reihe das Stück Kulturkampf ,
das sich an diesen Zwiespalt angereiht habe und mit seiner

Beseitigung den Boden verlieren werde . ( Schluß folgft )

Karlsruhe , 28 . Nov . Ausführlicher Bericht der 7 . öffent¬
lichen Sitzung der Zweiten Kammer unter dem Vorsitze
des Präsidenten Lamey . ( Schluß aus der Beilage Nr . 283 .)

Abz . Lender : In dem Umstande , daß seine Partei
darauf verzichtet hätte , förmliche Anträge auf Aenderung in

der Adresse der andern Seite des Hauses zu stellen , dürfte Ihnen
ein thatsächlichcr Beweis der aufrichtigen Gssimung liegen ,
mit der seine Freunde bemüht gewesen seien, um das Zustande¬
kommen einer einheitlichen Adresse ; der geliebte Landesfücst

habe in seiner Versicherung der sieten Fürsorge für die Wohl¬
fahrt des Landes der Pflege nicht blos der wirthschaftlichen ,
sondern auch der geistigen Interessen eine Stelle von höch¬

stem Interesse gewidmet uns daran die Hoffnung geknüpft ,
daß es den auf den Frieden gerichteten Bestrebungen ge¬
lingen werde , die bis dahin nicht erledigten Fragen hinsicht¬
lich der katholischen Küche der Lösung näher zu bringen .
Er glaube kaum , daß ein Satz der Thronrede eine so zu¬
stimmende , lebhafte , begeisterte Aufnahme in der Bevölkerung
des Landes gefunden habe, wir dieser. Ec erkenne es dank¬
bar an , daß die andere Seite des Hauses bemüht gewesen sei,
ihnen einen Schritt entgsgenzukommen .

Der Landesfürst habe der Beilegung des bestehenden Kon¬

fliktes Ausdruck verliehen , ohne die Hoffnung einzuschrän¬
ken ; er dürfe annehmen und man dürfte zu dem Fürsten deS
Landes und zu der Regierung das Vertrauen haben , daß
bei den Verhandlungen , die einzuleiten seien , niemals die

Würde des Staates , niemals das Ansehen der Gesetze ge-

schävigt würden .
Redner erklärt sodann den Gedanken , daß die dermaligen Ge¬

setze nicht ein Hinderniß für die katholische Kirche bieten , als
mit der öffentlichen Meinung der katholischen Bevölkerung
in Widerspruch stehend .

In dem Satze : „ wir sind hiebei von der Ueberzeugung
durchdrungen " rc., sei der Vorwurf leise angedcutet , als ob
die katholische Kirche bis jetzt das Ansehen des Staates , die
Würde desselben in seinen Gefttzsn nicht hoch genug gehalten
habe , dagegen müsse er Einspruch erheben .

Redner erwähnt sodann einen Leitartikel der „ Nordd . Allg .

Ztg ." , welcher sich gegen das Examengesetz ausspreche , ebenso
habe sich die protestantische Generalsynode in ähnlichem Sinne

geäußert ; er wendet sich gegen die Verordnung vom Jahre
1867 , welche dem Examengesetzr rückwirkende Kraft bis zum
Jahre 1862 gegeben habe , geht dann über auf die diesbe¬

züglichen Gesetze vom Jahre 1860 und 1874 , unterzieht die
in Preußen und Hessen bestehenden KultnSexamen - Gesctze einer

vergleichenden Kritik mit dem badischen und charakterisirt da -

Exomengesetz als Kampfgesetz .
Der Satz in der Adresse : „ Auch wir " rc. lasse eine

doppelte Interpretation zu und könne seine Partei , nachdem
derselbe die Auslegung gefunden , wie sie nachher auch der

Abg . Bürklin heute zu erkennen gegeben habe , der Adreffe
nicht beitreten .

Redner wendet sich gegen den bad . Liberalismus , glaubt

wahrzunehmen , daß eine AntiknlturkampftStrömüng im Flusse
sei, gibt seinem Bedauern über die verderblichen Folgen des

fortwährenden Kampfes zwischen Staat und Kirche Ausdruck und

äußert sein Bedenken über das Gesetz „ den Unterstützungs -

Wohnsitz betr ." .
Was den PaffuS über die wirthschafiliche Lage anbelange ,

so halte er die Adreffe nicht füc vollständig , das badische
Volk habe ein Recht , von seinen Vertretern zu verlangen ,
daß ausgesprochen werde , dic ' RcichSgefetzgebung sei , den realen

Verhältnissen Rechnung tragend , von dem unbedingten Frei -

handekssystem abgegangen .
Nachdem Redner erklärt hat , daß er über die finanzielle Frage

des Landes in der Adresse der Mehrheit des Hauses mehr
Kolorit gewünscht habe , schließt er damit , daß in dem Be¬

gegnen beider Seiten des Hauses auf dem gemeinsamen
Boden der Liebe zum Landesfürflen und zum theuren Heimath «
lande die Hoffnung - erstehe , daß in diesem schönen Rondell
einmal die Sonne des Friedens und der Verständigung leuch¬
ten werde .

Abg . v. Feder : Meine Herren , ich habe da - Bedürfniß ,
zu dem unterhaltenden Thüle des 19 . Jahrhunderts etwas

beizutragen , von welchem der Mg . Bürklin gesprochen hat .
Da ich nur eine Leidenschaft noch habe , und diese ist der

Haß gegen die Langeweile , so möchte ich also bei dieser Ge¬

legenheit die Aufmerksamkeit deS hohen Hauses für etwas
Anderes in Anspruch nehmen . Auch ich wünsche , daß der

Friede in den kirchlichen Angelegenheiten zu Skanve komme »
aber ich wü ische auch , daß wir nicht zu lange und nicht zu

häufig abgezogen werden von dem , was uns eigentlich be-



schäftigen sollte , von den eigentlichen materiellen Angelegen¬
heiten unseres Lande » und Volke » . Es will mir scheinen ,
daß diese Debatte uns auf Gebiete geführt hat , die un »
oder wenigstens mir gänzlich fremd sind . Ich habe von
Menschenfressern auf den SandwichSinsrln gehört , ich habe
von der Geoeralsynode in Berlin und von der „ Allgemeinen
Zeitung " gehört , aber diese Dinge liegen mir im Ganzen
genommen ferne . Ich stimme für die Adresse . Die von
jener Seite getadelte Allgemeinheit der Adresse hat mich
gerade befriedigt , weil ich darin gewissermaßen die Brücke
sehe, auf welcher man bei gutem Willen zu einer Einigung
gelangen kann . In der Adreßdebatte haben wir aber auch
eine andere Aufgabe zu erfüllen , wir befinden uns verant¬
wortlichen Ministern des Landes gegenüber , und da sollen
wir unS aussprechen über die Lage unseres Landes . Wir
befinden uns nicht im prinzipiellen Gegensatz zum Mini¬
sterium und treiben auch keine geheime Opposition , aber von
der Verpflichtung kann uns Niemand entbinden , an dieser
Stelle ein Wort über das Wohl des Landes zu sprechen .

Die Adresse betont die Sorge für die religiösen , sittlichen
und wirthschaftlichen Interessen ; aber früher , ich erinnere
Sie nur an die 60er Jahre , da berührte man auch noch
etwas Anderes gelegenheitlich der Adresse , und das waren die
freiheitlichen Interessen ; von diesen , meine Herren , schweigt
man heutzutage . Was die wirthschaftliche Frage bei dieser
Gelegenheit anlangt , so hat der Abg . Lender in unser Ter¬
rain hineingegriffen , indem er die Tabaks - Nachvcrsteuerung
anregte . Ich will diese Frage nicht näher erörtern , aber
davor möchte ich warnen , ein Lob , eine Billigung über ein
System auSzusprcchen , das noch ein neues Ding ist und
dessen Wirkung wir abwarten müssen ; wenn wir einmal
in den Zahlen ein bischen herumsehen , so werden wir viel¬
leicht finden , daß wir für die Million , die wir von Berlin
zu beziehen haben , 8 Millionen bezahlen müssen ; ich rechne
nur ganz gering , und cS handelt sich dabei nicht allein um
Schutzzölle , sondern auch um reine Finanzzölle .

Redner fährt dann weiter : lieber nichts mehr war ich übrigens
heute erstaunt , als daß der Hr . Abg . Lender , der Vorstand der
katholischen Volkspartei , die sich so oft um das leidende , dul¬
dende Volk annimmt , sich für die Nachsteuer ausgesprochen hat ,
das ist mir ein vollständiges Räthscl , und da möchte ich doch
den Herrn Finanzministcr bitten , ihm zifferwäßig zu sagen ,
in welche Taschen die Millionen geflossen sind , welche diese
Steuer eingetragen hat , und da wird man höchst wahrschein¬
lich hören , daß sie in die Taschen der großen Herren gefallen
sind . Mir scheint die ganze Maßregel zum Nachtheil un¬
seres Landes getroffen zu sein . Es soll mich freuen , wenn
meine schwarzen Ansichten ( ich habe nur in diesen Dingen
schwarze Ansichten ) durch die Erfahrungen widerlegt werden .

WaS die mit so großem Applomb hercingezogene Examen -
Frage betrifft , so haben es jedenfalls die Geistlichen in der
Hand , die Folgen zu beseitigen .

Redner wendet sich hierauf an die Regierungsbank ; er
vermisse eine Vorlage über Revision der Städtcordnung ,
verbreitet sich über die höheren Schulanstalten , glaubt , daß
die Schulen .überbürdet seien, und krilisirt die Verwendung
von zu vielen fremden Kräften .

Uebergehend aus die Angelegenheiten , die das Ressort des
Handelsministeriums berühren , erklärt sich Redner gern be-
reit , die Thätigkeit des Ministeriums in dieser Richtung an -
zuertennen , und bedauert nur , daß eS den kleinen Staaten
unmöglich sei , die allseits beklagten Mißstände in den Ver -
kehrsoerhältnissen zu beseitigen , hofft aber , daß <8 den Be¬
mühungen unserer Verwaltung auch gelingen werde , diese
Schwierigkeiten zu überwinden .
ix Redner berührt sodann das vorhandene Defizit und bittet ,
zur Deckung desselben nicht zu sehr den sog . kleinen Mann
in Anspruch zu nehmen , sondern mehr die andern ertrag¬
baren Objekte des Steuereinzugs zu berücksichtigen . Wir
seien , weint Redner , in einen gewissen Wettlauf zwischen
der Reichs - und der Partikulargesctzgebung gekommen , es sei dies
eine Frage , der die größte Aufmerksamkeit gebühre , und in
diesem Sinne habe er der Adresse recht gerne zugestimmt .
Er schließt mit den Worten : Ich glaube , wenn die Adresse
so aufgesaßt wird , wie sie gefaßt ist , nicht als der Aus¬
druck einer Partei , sondern der gesammten Kammer , wird
kein ernstlicher Grund vorliegen , derselben nicht zuzustimmen .

Abg . Mühlhäußer gedenkt, dem löblichen Vorgänge des
Abg . v . Feder zu folgen und nicht auf das Gebiet der all¬
gemeinen Erörterungen einzugehen , trotz der Herausforde¬
rungen , die auch für ihn in der Rede des Abg . Bürklin
liegen , und er hofft auch , daß die Vorwürfe der Polizei¬
willkür rc. , die der Abg . Bürklin der konservativen Partei
gemacht habe, nicht so ernstlich gemeint seien. So gefährlich
sei es jedenfalls damit nicht . Wa « den Inhalt der Adresse
betreffe , so anerkenne er ihre entgegenkommende Haltung , und
es habe ihm durchaus nicht an Neigung gefehlt , derselben
zuzustimmen , was aber ihn davon abhaltcn muffe , das sei
die Wahrnehmung der grundverschiedenen Auslegung der ein¬
zelnen Sätze , die er heute hier und auch schon in der Kom -
missisnSberathung wahrgenommen habe . Schon in Bezug
auf den ersten Theil der Adresse hätte er bezüglich der neuen
Gesetzgebung des Reichs einen etwas wärmeren Ton in der
Adresse gewünscht , wenn er auch die darin zu Tage tretende
Zurückhaltung nicht gerade mißbilligen wolle . Er wünsche
nur , daß die Großh . Regierung dem Schutze der Industrie
und der Landwirthschaft soweit möglich Vorschub leiste .

Was die in der Thronrede mehr als in der Adresse be¬
tonte Fürsorge für die religiösen , sittlichen und geistigen In¬
teressen des Volkes betreffe , so sehe er in dieser Hinsicht auch
nicht gerne zu schwarz in die Zukunft , schon deßhalb nicht ,
weil er überzeugt sei , daß eS Gottlob an g -sunden Kräften
unseres Volkes nicht fehle, obwohl man sich auch nicht ver¬
hehlen könne , daß eine ganze Summe verderblicher Kräfte
in unserer Zeit sich geltend mache und daß die Gefahr einer
Erschlaffung der sittlichen Kraft des Volk -s allerdings vor¬
handen sei. Die . Wurzel der sittlichen Kraft finde er in der
Religion und deßhalb sei ein einheitliches Zusammenwirken
zwischen Staat und Kirche nothwendig .

Tr Kinne in seiner Stellung und nach seiner ganzen
Vergangenheit am allerwenigsten übergehen , darauf aufmerk¬
sam zu machen , welcher Nachtheil der religiösen Jugend¬
erziehung durch die Einführung der gemischten Schule drohe .
Er achte aber stet » die Gesetze für etwas Heiliges und Un¬
antastbares und könne sich deßhalb auch hier nur auf den
Wunsch beschränken , daß die Großh . Regierung doch ja
recht sorgsam und aufmerksam die Durchführung dieses Ge -
sctzes im Auge behalten möge . Redner geht eingehend auf
eine Erörterung der gemischten Schule über und kann ihr
keine Sympathie abgewinnen . Es fehle ihr ein mächtiger
Erziehungsfaktor , den man mehr und mehr unangenehm ver¬
missen müsse . Im Uebrigen kann Redner mit dem Inhalte
der Adresse einverstanden sein , namentlich gehe auch seine
Ueberzeugung dahin , daß ein langsamerer Gang der Gesetz¬
gebung dem Lande willkommen sein werde .

Redner schließt mit der Bemerkung , daß er eS für einen
großen Vortheil halten würde , wenn die Streitfragen von
dem Ausdruck der Ergebenheit und Liebe gegen den Landes -
füistrn getrennt werden könnten , so daß die Adresse nur diesen
letzteren Punkt , in dem sich alle Angehörigen des hohen
Hauses vereinigen und die anderen Dinge , sei eS schriftlich ,
sei es mündlich , durch das Präsidium des Hauses Seiner
Königlichen Hoheit dem Großherzog besonders vorgetragen
würden .

Abg . Bär : Er müsse dem Herrn Abg . Mühlhäußer
das Zeugniß zu Theil werden lassen , daß das von ihm ent¬
worfene Bild eines Konservativen anders aussehe , als e»
sich aus der Presse und gewissen Broschüren dieser Partei
erkennen lasse . Mit ihm glaube er noch bezüglich der Adresse
am leichtesten in ' S Reine kommen zu können . Der Abg .
Lender habe eine eigene Interpretation der Thronrede ver¬
sucht und diese als den eigentlichen Sinn derselben ausge¬
geben, er habe aber damit einen doppelten Jrrthum begangen ,
indem er sowohl den Inhalt der Thronrede als auch den
Inhalt der Adresse sammt den einleitenden Worten des Be¬
richterstatters Kiefer falsch auslege . Das , was in der
Thronrede und in der Abrisse von nicht erledigten Fragen
in der katholischen Kirche gesagt sei , legten die Herren von
jener Seite so aus , als ob es sich um eine offene Frage
der Gesetzgebung und vielleicht der verbindlichen Kraft der
Gesetze handle , allein nach dieser Richtung hin gebe es für
sie keine nicht erledigten Fragen . Wir hätten eine rechtS -
k>ästige Gesetzgebung , die vollzogen werden müsse , bis sie
geändert werbe ; so lange die Herren auf diesem Standpunkte
der formellen Erledigung stehen , werde die materielle Erle¬
digung eine schwebende Frage bleiben . Gesetze seien aller¬
dings nicht von ewiger Dauer , sie seien der Veränderung
fähig , aber das sei noch nicht dagewrsen , daß man Gesetze
deßhalb änderte , weil sie nicht zum Vollzug gebracht würden
von Denjenigen , die dazu verpflicht seien. Redner erörtert
die vom Abg . Lender behauptete rückwirkende Kraft und
weist auf die von den Geistlichen zu erlangende Dispens hin .

Wenn die Herren von dem Schaden , den der katholische
Klerus erleidet , sprechen , so könne er den biblischen Satz
kaum unterdrücken : „ Israel , was du leidest ist deine eigene
Schuld . " So würde er sprechen , wenn er stoisch gleich-
giltig genug wäre , Schadenfreude zu empfinden . Redner
glaubt , daß die Parteien gar nicht so weit mehr von einan¬
der stehen . Wenn erst die Kurie die Erlaubniß zur Dis¬
pens ertheile , dann kämen die Verhältnisse von selbst in ' S
Rollen . Der Staat sei noch immer gut dabei weggekommen ,
wenn er auf die Stärke seines Rechtes gefußt habe . Die
Gesetzgebung gehe weiter und wir hätten Institutionen , an
denen heute Niemand zu rütteln wage . Würden wir uns
vom Boden des Rechts abbringen lassen , dann wüßte Nie¬
mand mehr , wohin die Lawine rollt . Redner berührt noch
die Ursache , weßhalb die Konservativen dem neuen ReichS -
gesitz zugestimmt hätten . Frhr . v . Frankenstein habe dies
muthig zu bekennen die Ehre gehabt in Kissingen , er habe
dort diese Gesetzgebung für das wirksamste Mittel erklärt ,
den Liberalismus zu bekämpfen . Wir hätten übrigens immer
Schutzzölle und niemals vollständiges FreihandelSsystem ge¬
habt und wir kämen wohl kaum in diesem Jahrhundert
von diesem Schutzzoll los .

Redner bemerkt , daß seine Partei nur dort sich bei der
Zollgesetzgebung ablehnend verhalten habe , wo sie in dem
Tarif eine übermächtige Verschiebung der Steuerlast fand , und
deßhalb darin eine Mehrbelastung des kleinen Mannes er¬
blicken mußte . Die Ulkramontanen hätten nur deßhalb bei
den Zollgesctzen aus die Wahrung der verfassungsmäßigen
Freiheiten verzichtet , um sich der Gunst des Reichskanzlers
dadurch zu versichern , wie Frhr . v . Fcankenstein ganz un -
verblümt ausgesprochen habe .

Was die von dem Abg . Lender hervorgehobenen Spar -

samkcitsrückfichten betreffe , so sei er auch von jeher dafür
gewesen , da zu sparen , wo wirklich etwas zu ersparen sei,
nur möge man sich keiner Illusion hingeben , daß damit
viel erreicht werde , wenn man z. B . zwei Behörden in eine

zusammenlege ; die Ersparnis die daraus hervorgehe , sei in
der Wirklichkeit nicht sehr erheblich.

Redner bemerkt , daß auch er mit dem von dem Abg .
Mühlhäußer geäußerten Wunsche , daß endlich Friede wer¬
den möge zwischen Staat und Kirche, einverstanden sein
könne , nur mögen auch beide Theile daS Ihrige dazu bei¬
tragen ; davon habe man aber bisher in der konservativen
Presse noch sehr wenig bemerkt . . Er glaube deßhalb , daß
von keiner Seite ein Grund vorliegen könne, dieser sehr ver¬
söhnlich gehaltcnen Adresse die Zustimmung zu versagen .

Abg . Schoch : Der Religionsunterricht « erde j -tzt gründ¬
licher ertheilt , als früher und jeder Geistliche auf dem Lande
draußen habe eine schöne, einflußreiche Stellung und könne in
der Octs - Schulbehöcde kraft seiner größeren Bildung mehr
als viele Andere wirken . Es sei auH des Uaterstützuugs -
Wohnsitz- Gesetzes gedacht worden und da wolle er nur be¬
merken , doß man in den Städten anderer Ansicht sei hier¬
über , als auf dem Lande , und es sei unthuniich , den alten

Zustand wieder rinzuführen .

Redner erörtert in ausführlicher Weise dir Steuer - und
Finanzfcage , glaubt , man müsse Ansehen lernen , daß die
guten Jahre AuSnahmsjahre gewesen seien, die sobald nicht
wieder kämen , und man müsse bei veränderten Verhältnissen
den Umständen Rechnung tragen und Einschränkungen An¬
treten lassen . .Ms

Redner meint , man müsse mit dem Bau von Eisenbahn -
Linien , die sich nicht dicrekt rentirten , vorläufig einhalten , erörtert
sodann die Lage de» Grundbesitze » und hält insbesondere dem
Abg . Birkcnmeier gegenüber die Einführung von indirekten
Steuern für unthunlich . Redner bemerkt noch , e» scheine ihm
nothwendig , daß eine Richtigstellung zwischen Erwerb - und
Grundsteuer stattfinden müsse , und er hofft , daß diese Frage
mit vollem Bewußtsein der Pflicht sowohl gegen die Ordnung
des Staatshaushalte «, als auch gegen die einzelnen Steuer -
zahler erledigt werde .

Abg . Klein ist der Ansicht , daß die Adresse über den
wichtigsten Theil der Thronrede , die Finanzlage , genügende
Antwort gebe , sie erkenne offen an , daß die Lage der Fi¬
nanzen -eine ungünstige sei und daß der Kredit des Lande »,
welche Mittel man auch anwenden wollte , zur Regelung der
Verhältnisse aufrecht erhalten werden müsse und wenn auch
kein näherer Weg zur Erreichung des Zieles vorerst ange¬
geben werden könne , so enthalte die Adresse doch Andeutun¬
gen darüber , sie empfehle vor allen Dingen die weiseste Spar¬
samkeit . Redner ist der Ansicht , daß , da die Eisenbahn
die Hauptsummen erfordere , man auch bei ihr zunächst sehen
müsse , ob sich durch Erhöhung der Fahrpreise die Einnahmen
erhöhen lassen , oder ob man durch Vereinfachung der Züge
etwas sparen könne. Es sei auch zu erwägen , ob diese
schlimme Lage eine andauernde oder vorübergehende sei , denn
in letzterem Falle läge das Mittel zur Heilung in der besse¬
ren Einnahme , wenn die Geschäfte wieder bester gehen ; sei
die schlimme Lage eine vorübergehende , dann müsse auch die
Belastung der Steuerzahler eine vorübergehende sein .

In welcher Weise die Deckungsmittel für die Mehrforde ,
rung aufgebracht werden können , das lasse sich natürlich erst
dann , wenn das ganze Budget gedruckt in den Händen der
Abgeordneten sei , berathen . Redner kommt auch noch auf
die Aeußerung des Kollegen Mühlhäußer bezüglich der ge¬
mischten Schulen zurück und versichert , daß man in seiner
HeimathsgemAndc sehr zuscieden mit dieser Einrichtung sei.

Nachdem der Antrag , von jeder Seite deS HauseS nur
noch einen Redner auß :r dem Berichterstatter zu hören , an¬
genommen worden , erhält das Wort

Abg . Wacker : Auf der von den Abgg . Bürklin und
Bär , sowie von dem Ministerialpräsidenten Stösscr ange¬
führten Grundlage sei ein Friede nie möglich ; Redner recht -
fertigt den passiven Widerstand des Staatsbürgers und er¬
klärt , daß auch Derjenige seine staatsbürgerlichen Pflichten
erfülle , der durch Nichtbesolgung im gegebenen Falle sich die
Strafe zuziehe ( allgemeine Unruhe im Hause ) ; er unterzieht
sodann die Haltung der württembergischen Regierung gegen¬
über dem Klerus einer vergleichende Kritik mit der der ba¬
dischen Regierung und meint znm Schluffe , der Friede werde
kommen , wenn auch nicht mit den Liberalen , so doch gegen
sie, indem er sein Vertrauen in das Wrchsthum seiner Partei
setzt.

Abg . Friderich verzichtet bei der vorgerückten Zeit auf
das ihm nach Verabredung noch zukommende Wort .

Abg . Kiefer erhält als Berichterstatter hierauf das
Schlußwort .

Redner wendet sich gegen die Ausführungen des Abg .
Wacker ; derselbe scheine ihm zu jenen Klerikalen zu gehören ,
welche den Staat unter das Kaudinische Joch zwingen
wollten ; er spricht sein Bedauern ans , daß ein Mann , der
sich in seinen Schriften für das Staatsexamen der Geist¬
lichen ausgesprochen und der sich nicht weniger als treuer
Sohn der Kirche als wie als guter Staatsbürger gezeigt
habe ( Abg . Baumstark ) heute das Wort nicht ergriffen habe .
Redner erinnert auch an die von dem Abg . Hansjakob Aust
in diesem Hause gesprochenen Worte und betont : jede auf
konfessioneller Grundlage beruhende Partei wie das Centrum
im Reichstage und die katholische Fraktion in der badischen
Kammer sei eine im Allgemeinen schädliche , jede Unbefangen¬
heit politischen Wirkens lähmende Erscheinung . Er verliest
sodann einige Stellen aus dem Werke deS Abg . Baumstark
folgenden Inhalts :

I . Aus Baumstark 's Brochure „Morgendämmerung "

( Wien 1879 ) über Wacker ( S . 29 derselben) : „ Bei
uns in Baden hat ein Kaplan , Namens Wacker, vor Kur¬
zem eine Schrift herausgcgeben , in welcher er die sämmt -
lichrn schlimmsten Augenblicke des katholischen Kampfes unter
dem Wahlspruch „ Verzeihen , aber nicht vergessen" mit der
Sorgfalt und Kleinlichkeit eines erbitterten Rachegefühle »
zusammenstellt und den Menschen gleichsam zum ewigen An¬
denken in das Gedächtniß zurückmsl . Eine solche Hand¬
lungsweise halte ich nicht nur für sehr unklug , sondern auch
für sehr unpassend dem heiligen Vater gegenüber . Wenn
zwei Mächte oder zwei Menschen einen ehrlichen und auf¬
richtigen Frieden mit einander schließen wollen , so müssen
sie die Beleidigungen und B .schädigungen , welche sie im
Laufe des Kampfes von einander erlitten haben , verzeihen
und vergessen ; sie müssen das in doppeltem Maße , wenn sie
Christen sind , und es ist , gelinde gesagt , höchst unbescheiden
von einem jungen Hilfspriestcr , wenn er zum Kriege schüren
will , während der heilige Vater mit allen möglichen Mit¬
teln . namentlich mit der größten Geduld , Nachsicht und
Selbstoerläugnung für uns den Frieden sucht. "

1 !. Eme Stelle aus Baumstark ' s Fegseurr - Grsprächen (über
das Examen ) . Neue Folge S . 105 —6 . „ Je allgemeiner ,
je gründlicher , j : vorlhrilhaster ausgebildet unsere Priester
sind , desto lieber ist eS mir und desto nützlicher werden sie
und ihre Thätigkeit für das Wohl der Kirche und der Men¬
schen sein . Und wenn man von unseren Priestern mehr



verlangt alt vyn ir-grnd eioem gchhrten Stande, 1» wag
dqS vielleicht «ueUogsiechtigkekt sein , allein ich behaupt? :
es. jst eine fiir u»S und sie ehrenvolle Ungerechtigkeit . PäS
Einzige, waS ich verlange, ist dieses : die Prüfung plvß in
Bezug auf die Zeit und Form ihrer Vornahme so einge¬
richtet sein, daß es der Kirche möglich bleibt , auch nachher
noch den kirchlichen Geist, die prtesterliche Gesinnung und
die theologische Wissenschaft ihrer künftigen Priester zu hegen,
zu pflegen , zu überwachen und fest zu begründen . Ich will
gm» zugrbm , daß es nicht ohne Schwierigkeiten sein mag,
hiezu den in jeder Beziehung geeigneten Weg zu finden .
Immerhin bin ich fest überzeugt , daß schon größere und
schwerere Probleme auf Erden wirklich gelöst worden sind,
und ich zweifle nicht , daß mit gutem Willen auf beiden
Seiten auch dieses Problem gelöst werden könnte. Ja , ich
gehe so weit , zu sagen : wäre dieser Streitpunkt der ein - i
zige , wir wären sehr bald an des langen Haders Ende."

M. Zu seiner Erklärung, daß eine jede auf konfessio¬
neller Grundlage beruhende Partei , wie das Centrum im
Reichstage und die katholische Fraktion in der badischen

Hauvel und Berkehr .
Neuester Frankfurter Kurszettel im Hauptblatt

» I. Seite :
HaudelSberichtc.

Berlin , SS . Nov. ( Börsen . Wochenbericht de » Bank

Hause » Max Levenftern . Berlin W. Charlottenstraße 55.
Die Spekulation , welche sich mit so außerordentlicher Vorliebe auf
Bergwerk - Aktien geworfen, halte eingrsehen, daß ihr Vorgehen zu
überstürzt sei , und da waa außerdem Geldschwierigkeüen zum Ultimo

fürchtete, finden erhebliche Verkäufe statt , die die Kurse drückten . Nach
Wenigen Tagen gewann aber die Festigkeit wieder die Oberhand und
viele Papiere konnten wenigsten» «inen Theil ihrer Verluste wieder

kinbringen . Die weiften Anzeichen sprechen indessen für eine weitere

Steigerung , denn weder der Geldmarkt noch die Politik scheinen schä -

digend einzuwtiken.
Kredttaktirn , Lombarden , Franzosen waren lebhafter

al» sonst , und schließen demgemäß Kredttaktien mit einer bedeutenden
Aoarce gegen die Vorwoche. Franzosen schwach ins ungünstige Aeu-

ßerongen der Pariser Finanzblätier über die diesjährige Droidende.
Lombarden am Montag aus Intervention einiger Spekulanten , die
auch auSwärt » kaufen ließen, Häher ; da neue Käufer indeß au»bliebeu ,
verflüchtete sich die Bewegung wieder. Für den nächsten Monat wer-

den Steigerungen , besonder- für Kredit , allgemein erwartet .
Ja fremden Fond » herrscht noch immer wenig Bewegung

und die Schwankungen sind minimal . Immerhin sind aber Renten

preiswürdig . Russische Werthe bleiben wehr bevorzugt wie österreichisch -

ungarische. Die wieder oufgenomwene AuSloosung der russischen
Bodenkredit-Pfandbriefe hat einen guten Eindruck gemacht.

Schwere deutsche Bahnen verlassen mit erhöhten Kursen die

Woche , obgleich der Verkehr nur sehr gering »nd die Stimmung auf
diesem Gebiete mindesten- zurückhaltend war . Besonder» rheinische
erhöhten ihre Notiz , begünstigt sowohl durch die allgemeine Tendenz,
alt durch Anstrengungen der stark interesfirten Firmen . Für rheinisch -

« estphälische Bahnen hat überhaupt daS Interesse nachgelassen , dage¬
gen treten schlesische Werthe mehr in den Vordergrund . Der KucS -

ausschwung der Aachen -Mastricher scheint vorüber zu sein , wie über¬

haupt leichte Bahnen sehr still liegen.
Wenn die Strömung für Lokalwerthe anhält , wie eS den Anschein

hat , dann ist e» gar nicht abzusehen, welchen Standpunkt die leiten¬

den Bankpapiere noch erreichen können, speziell Deutsche Bank,
die verhältnißmdßig am ' weisten zurückgeblieben, und D >Sconto-Kom -

wandit . Für Kass -papiere ist die gute Meinung immer nur vorüber -

gehend und werden dieselben auch meisten» schon hoch bezahlt. Auch

für Hypothekenbanken ist wieder Meinung vorhanden, besonders für

Preußische Boden , deren Kur» durch Deckungskäufe gehoben wurde.

Darwstädter haben zwar bedeutend ungezogen, sind iudeß bei ihrem

KavMer ritt« im Allgemeinen schädliche , jevr Unbefangen-
heit politischen Wirkens kähmenve Erscheinung sei, bezieht
sich Referent ans dtt Stelle Seite 53 der Ftgseuer- Ge-
spräche, Neue Folge 1876, welche er verliest : „Mir träirwte
kurz vot meinem Tode (Vorte des Einsiedler- im Fkg .
feuer) : die Eentrumsfiakflon hatte sich aufgelöst . Ver¬
deutsche Reichstag und der preußische Landtag röurden vom
Kaiser und König aufgelöst ; dir Regierung forderte das
Volk auf, bei den Neuwahlen nicht wehr von religiösen ,
sondern nur von politischen G : sichtSpunkten auszugehen. Das
Volk that so. Alles Uebrige fand sich .

"
Referent empfiehlt den Antrag Namens der Adreßkom-

misfiou zur Annahme.
Hierauf erfolgen persönliche Bemerkungen von Seiten der

Abg . Bürklin , Lendtr , Birkenmeier , Feder und
Ministerialprästdent Stösser .

Abgg . Baumstark erklärt , daß er nicht rin Wort von
dem zurücknehme, was er geschrieben , ebenso Abg. HanS -
jakob in Bezug auf seine frühere Aeußerung bezüglich des
ExamengesetzeS .

großm Besitz in Rheinischen Stammaklten weniger ewpiehlen- werth.
Deutsch « Fond » nach wie vor unbelebt, wogegen sich für in¬

ländische Priariläten eher Verkausllust geltend wacht Besonder»
die Anleihen der AnkausSbahuen hatten ziemlich da» Ni veau der ga-
ramirtra Prioritäten erreicht, in der Annahme , daß der Staat selbst¬
schuldnerisch eintreten werde. E » stellt sich indeß heran », daß sich in
der Sicherheit gegen früher gar nicht » ändert . Bon aosländischeu
Obligationen waren russische in den letzten Tagen sehr begehrt nnd
steigend . '

Für Bergwerkl - Aktien hat sich eine Abschwächung gezeigt ,
die aber keine größeren Dimensionen angenommen Hai. Trotzdem
braucht man nicht ängstlich zu werden , sondern hat nur bei der Wahl
der betreffenden Effekten größere Vorsicht zu beobachten . Braunschwei¬
ger Kohlen, Harkort , Viklorta -Hölte und Bergisch -Märkische Bergwerke
waren besser, dürsten aber, für jetzt wenigsten», ihren Höhepunkt er-
reicht haben. Schlesische Kehlen, Westphältsche Union , Berzeliu » und
Gelsenkirchen niedriger .

Unter den Brauereien zeichneten sich UnionSbranerei an», von
denen da» zum Verlaus kommende Material schlank ausgenommen
wurde . Die Gesellschaft hat mit außerordentlichem Erfolge gearbeitet
und hätte , wenn nicht unter der früheren M ßwirchschast eine, jetzt
soft gedeckte, Unterbilavz entstanden wäre, c» . 5 Proz . vertheilrn kön-
neu . Ähren» und Königstadt Brauerei ebenfalls beliebt, Tivoli ,
Schönkberger Schloßbrouerrt nnd Kehrike off -rirt .

Jndustriepapiere standen in gutem Verkehr, wenngleich die
Umsätze nicht so bedeutend wie in der Vorwache waren und nur we¬
nige Eff-ktea kur »erhöhungen zn verzeichnen haben. Pyrmonter
Straßenbahn bleiben andauernd gefragt und gewannen « iedersm meh¬
rere Prozente . Egell» Stammaktien und Prioritäten , sowie Harkort
Brückenbau und Nevß sindbbensall» bedeutend gestiegen , obgleich sach¬
liche Momente dafür Nichtvorliegen . Bauverein U . d. Linden konnten sich
behaupten, trotzdem e» mehrfach versucht wurde , den Kur » zu drücken .
Von den sonstigen Bonwerthen war namentlich Lentralbank für Bau¬
ten sehr beliebt, und scheint «S, al» wenn hierin eine Wendung zum
Besseren eingetreten sei.

Berlin , 89. Nov . Getreideworkt . (Schloßberichl.) Weizen per
November-Dezember 827 50 , per April -Mai 235 50 , per Mai -Juni
837 50. Roggen per November- Dezember 160.75 , per April - Mai
169 50 , per Mai -Juni 169 25 . Rüböl Io o 55 .— , per Nooemder-
Dezember 54,80 , per April - Mai 56,30 . Spicttu » loon 59 60 , oer
November-Dezember 58 80 , per April Mai 80 .40 , per Mai -Juni 60 .60.
Hafer per November-Dezember 135 50 , per April -Mai 146,50 . Schnee.

Köln , 29 . No». ( Schlußbericht .) Weizen , loco hiesiger 83.50,
Irx» fremder 23 — , per Novbr . 23,15 , Per März 23,80 , per Mai
23 .80. Roggen iovo hiesiger 18 50 , per Novbr . 16,80 , Per März
17 35. per Mai 1730 . Hafer -<xx) 14.50 . Rüböl iooo 30,50 , per
Mai 29,90.

Gegenüber dem Abg . v . Feder erklärt AHg. L en d e r, basi
er (Lendtr) unter denjenigen Abgeordneten flch befunden,
wekchr im Reichstage gegen die Tabak-Rachsteuer gestimmt
hätten.

Ueber daS Resultat der Abstimmung haben wir bereit-
berichtet; derselben enthalten sich die Abgg. Baumstark ,
HanSjakob und Mühlhäußer .

Dturkfehler-Bertchttgung .
Ja unserer Sonntag »- Beilage zu Nr . 283 d. Bl. in der Red« de»

Herrn Minifterialpräsideuteu Stösser . zweite Seite ,
dritte Spalte , Zeile 20 von unten , ist statt . Grundsätzen di« ganze
Stellung der Großh . Regierung * za lesen : Grundzügen die
Stellung der Großh . Regierung . Eiendaselbst wuß e»
auf der dritten Seite , erste Spalte , Zeile 4 »an oben statt . Pastora -
tionen " heißen : Paftarotion , ans der dritten Spalte , Zeile 18
von unten anstatt »aurdrücklicheu Bedauern " : aufrichtigen Be¬
dauern , and auf Zeile 10 »au unten statt „ alidann aller Bereut -
Wörtlichkeit frei ' : alSdanu von aller Verantwortlichkeit frei.

Bremen , 89 . Nov . Petroleum. (Schlußbericht. » Standard whi
loos 8.90, per Dezbr . 8.90, per Januar 9 - , per Februar -März 9.1 '

Fest. — Amerikanische » Schweineschmalz(Wileox), nicht verzollt, 40 '

Pesth , 29. Nov. Weizen iooo geschäftSlo », auf Termine ruhig , per
Frühjahr 14,85 nominell . Hofer per Frühjahr 7.80 G. , 7.90 B.
Mai » Per Mai -Juni 8 .75 S ., 8 .80 B . Wetter : Nebel.

» Pari » , 29. No». Rüböl per Nov . 80.—, per Dez. 79 .75 , per
Januar - April 80,50 , per Mai -August — . — Spirilu » per Nov .
68.50 , per Jan .- Aprtl 68 50. — Zucker , weißer di»p. Nr . 8 per Nov.
7550 , per Jan .- April 76.25 . — Mebl 8 Marken per Nov . 70,85 .
per Dez . 70. 75, per Januar - April 71.75, per März -Juni 72 .25. —
Weizen per Nov. 32 .80 , per Dez. 32 .75, per Jan .-April 33 .50 , per
Mär, -Juni 33 .50 . — Roggen per No» . 23 .75 , per De, . 23 .75,
Per Jan .- April 24 .— , per März -Juni 24.25.

Amsterdam , 29 . Nov . Weizen per Novbr . —. per März —.
Roggen per März 2 1 , per Mai 201.

Antwerpen , 29 . Nov. Petroleummorkt . Vchlußberiedt. Stim¬
mung . Ruhig . Rasfinjrte » Type weiß, dt»p «nibel — b., 22 ' /, B .

New - Uark , 28 , Nov . (Schlußkurse.) Petroleum in New - Uvrk
8' /, . dto . m Philadelphia 8>/, , Mehl 5,80 , Mai , (old mixed) 61,
rother Winterweizen 1,47 , Kaffee , Rio gsod soir 16' /, , Havanna -
Zucker 8' ,, , Getreidesracht 5' /, , Schmalz Marke Wileox 7 '» , - ,
Speck 6 '/, .

Baumwoll -Znfnhr 92000 B., Ausfuhr nach Großbritannien 27000 B .,
dt« , nach dem Eontinent 13000 B.

Baumwolle . Wochenzusuhr in der Union 248,000 B . Export nach
Großbritannien 54,000 B . ; nach dem Kontinent 61,000 B . Barrath
687.000 B.

Witterimz -b«»bachtii»»e«
der » ete»rolsgis- e» Statt«» Karlsruhe

Novbr .
Baro¬
meter .

Thermo¬
meter
io o.

Fnich-
tialeili »
Prsr.

Wind , Himmel . Bemerk » » D.

29 « «ge . , ntz> 746 6 - 2,0 84 NE . s. bew . veränderlich.
» Nach,« 7463 - 88 86 „ bedeckt trüb .

30 . « r««. 7Nd 744 2 — 32 95 „
» MttgS. LUHr743 2 — 0.8 85 NE . bedeckt trüb .
, RachlS 9 Uhr

Dezbr .
743,8 — 1 .8 93 SE . " «

1 . Mrg«. 7 Uhr743 .1 — 3 5 98 » Schnee.

Berantwartlicher Redakteur :
Heinrich Galt in Karlsruhe .

Bürgerliche Rechtspflege.
Konkursverfahren.

R .407 , Nr . 3016 . Donaueschingen .
Ueber den Nachlaß de» Geweinderechner»
Valentin Engesser von Jppingen wird
aus Antrag der Eiben dcffelb -n vom Großh .
Amtsgericht dahier heute am 86. November
1879 , Vormittage 9 Uhr , da» KonknrSver-
fahren errffnet .

Herr « auimanu Georg Rütte von hier
Wird znm Konkar- verwalter ernannt ,

Konkur»sorderungeu find bi» zum 17 ,
Dezember 1879 bei dem Gerichte anzu -
melden.
t E » wird zur Beschlußfassung über die
Wahl «ine» andern Verwalter » , sowie
über di« Bestellung eine » GläubigeraoS -

fchvffe » und eintreirnden Fall » über dir in
z 120 der KonkorSordnung bezeichne » »
Gegenstände nnd zur Prüfung der angemel-
deten Forderungen aus
Dienstag den SO. Dezember d. I, ,

Bormittag » ' /,9 Uhr ,
vor dem Unterzeichneten Gerichte Termin
auberauwt .

! Allen Personen , welche eine zur Kon-
kur- waffe gehörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse etwa» schuldig find,
wird ansgegeben , nicht » an den Vemein -

schuldner zu verabfolgen oder za leisten,
auch die Verpflichtung auserlegt , von de«
Btsttze der Sache und vou den Forderungen ,
für welche sie au» der Sache abgesonderte
Befriedigung in Anspruch nehmm , dem
Konkursverwalter bi» zum 84 . Dezember
1879 Anzeige zu wachen.

Donaueschingen, 26 . November 1879 .
Gericht»! chreiber

de» Großh . dad . Amtsgericht» :
Willi

R .S6S . S, Nr . 3162 . Radolfzell Ja
dem Konkursverfahren über das Vermögen
de» Saunenwirth » Georg Brau » vou
Worblingen ist in Folge eine« von dem
Gemeinschuldner gemachten Vorschlag» zu
eine« Z « ang»vrrgleiche Vergleich- termia
auf

Mittwoch de » 10. Dezember ,
' /»II Uhr .

vor dem Großh . Amtsgerichte hierselbst an-
Leraumt .

Radolfzell , de» 88. November 1879 .
Der « ericht - schreiber de» Großh . » mt»-2

geeicht »:
Ledarle .

« trschoilacheit -vrrsahrr » .

^ « .328. « r .- 242S . W , rthrlm .' Hrin -
rich Joses Albert vou Gamburg , welcher

im Jahr 1865 « ach Amerika ouiwanderte
und fett dem Jahr 1871 keine Nachricht
mehr von sich gab , wird aufgefordrrt ,

binnen Jahresfrist
Nachricht über sich hierher gelangen zo las¬
sen , widrigen» er iür verschollen erklärt und
sein Vermögen seinen wmhmaßlichen Er -
den gegen Sicherheit in fürsorglichen Besitz
zugewiesen würde.

Wertheim , den 25. November 1879.
Großh . bad . AmtSzerich ! .
Der G -richt- schreiber :

Keller .

Zwlmgsversteigerongeo .
« , R386 . 1. Heidelberg .

Liegenschaft̂ .
Versteigerung.

In Folge richterlicher Verfügung wer-
den dem Bauunternehmer Philipp
Schumacher in Heidelberg die nach -
verzeichneten, aus hiesiger Gemarkung gele¬
genen Liegenschasiea am
Donnerstag dem 11 , Dezemberl . I -,

Nachmittag » 3 Uhr ,
im Rathhause zu Heidelberg öffent¬
lich versteigert , wobei der Zuschlag erfolgt,
wenn der Schätzung- prei» oder darüber ge-
baten wirb.
— LiegeoschaftSbeschrieb .^ Stadtbezirk .

33 a 50 stw RM . Flächenraum Hofraithe
und Garten an der Bergheimerstraße hier,
woraus mit Nr . 90 bezeichnet erbaut find :

ein Zfiöckige» Wohnhaus mit Kuiestock ,
gew. Keller, Flügelbau und Dachziwwerein -
richtuug , von Stein , ein Sstöckige» Hinter¬
hall» mit Kniestock , gew . Keller un - Dach-
ziwwereinrichtung , von Stein , ein Istöckige»
.Werkstattgebände mit Kuiestock, Mater ial-
lchops nnd Brunnen und ein Istöckiger
Steinhiuerschopf .

vrandveificherong »anschl,g 85 .600 M .
GerichtlicherAnschlag . . 81,700 M .
Heidelberg, den 10. November 1879 .

Der BollstreckuagSbeamte:
Strrnheimrr .

R .418 . Baden .

Steigerungs-Zurück¬
nahme.

Die iw Wirthsch»I« l°kale zam . Ritter *

dahier aast Mittwoch deu S. und Donner -

stag den 4 . Dezember, B »rm . 9 und Rachm.
2 Uhr, anberanwte Fahruißversteigeran ,

findet nicht statt .
Baden , den 1 Dezember 1879.

Der Gerichtsvollzieher :
K r S tz.

Verm . Bekannt « ach««ge»
P 849.8 Karlsruhe .

Großh Bad. Staats-
Eisenbahnen.

Mit höherer Ermächtigung vergeben wir
die Lieferung der nochftrh nd verzeichneten

Bahnmaterialie «
iw SrnwijfionSwege »nd fordern Liese-
rungslustige ans, ihre Offerte schrifilich ,
verschlossen und mit entsprechender Auf¬
schrift versehen , bi»

Dienstag den S . Dezrmber l I . ,
Bormittags IS Uhr ,

bei un » einzureichen. Die der Lieferung zu
Grunde liegenden Bedingungen und Zeich¬
nungen werden von un» auf portofreie An-
fragen , in welchen diejenigen Positionen
bezeichnet sein müssen, ans welche svmiltlr »
werde« will , abgegeben.

Dir betreffenden Materialien sind :
1. 5010 ls .w eichene Zwtschenschwellen

von 150/240 mm , in Längen von
3,6 w bi» 4,5 m, noch der Khauifir-
anstalt Dnrlach lieferbar .

8 80000 Stück tannene oder sorlene
Zwtschenschwellen von 150f840 mm,
2.4 « lang , noch Durlach lieferbar .

S. 15000 Stück begleichen , nach Ra¬
dolfzell lieferbar .

4 . 3000 ls w iaanene oder sorlene Zwi -
schenschwcllen von 150/240 mm , in
Längen von 3,3 bis 4 .5 w , nach der
Kyanisiranstalt Radolfzell liefer¬
bar

5. 7000 Slück EinsriedigungSpfähle
1 .5 w lang und einem mittleren
Durchmesser van 10 em , an einem
Ende zngespitzt und entrindet , nach
Radolfzell lieferbar.

6 . 15000 Stück Laschen au» B - fsemer-
stahl für Schienen von 129mm Höhe .

7 . 4000 Stück begleichen für Schienen
von 102 mm Höhe,

8 . 60000 Stück L - schenschreubeu für
Schienen von 129 mm Höhe.

9 . 8000 Stück Unterlagsplattea für
Schienen vou 129 mm Höhe) aas
Stoßschwellr«.

10. 2500 Stück deßgleichen für Schienen
von 102 mm aas Zwilcheuschwellen.

11. 1000 Stück begleiche » für deßgleichen
aus Stoßschwellem '

18. 8000 Stück deßgleichen für deßgleichen
für schwebenden Stoß .

13. lOOtOO Slück Schienenkloben.
14. 850 Stück Kreuzungen au» 129 mm

hohen Schienen .
15. 10 Slück Krevzungen au» 102 mm

hohen Schienen .
16 . 150 Stück complete Ausrenkungen

au» 129 mm hohen Schienen .
17 . 10 . Stück AnSlenkungen vn» deß¬

gleichen ohne Signolovrrichtnng .
18: 15 Stück cowplete Aurlenkangen

aal 102 mm hohen Schienen . >
Die unter O Z 6 bi» 18 ansgesührteu

Materialien stad sämmtlich nach Karls¬
ruhe zn lies :rr>.

Die Lieferungen sollen baldigst beginnen
und bi» Ende Mai 1880 vollendet fein.

Karlsruhe , den 80. November 1879.
Großh , Hauptverwaltung der Lffenbahn-

Magazine.
RL83 . D u r l a ch .

I , Ltegcnschasts - Ver¬
steigerung .

Der Lheilang wegen wer¬
den

Donnerstag den 18 Dezbr . 1879 ,
Nachmittag » 1 Uhr ,

iw Rathhanse zn Söllingen die dem Küfer
Gottfried Mall dort und seinen Kindern
( Gottfried und Karl Friedr . Mall ) wie sei¬
nen Enkeln ( Friederike R -pple's Kindern
und Franz Christas Mall '» Kindern) ge
weinschostlich gehörigen 8b Gülerpücke,

"
14 Becker, tax . . . . 1145 M .
5 Wiesen . 175 „
4 Weinberge , . . . 175 »
2 F - tt -rstücke . . . . 105

Karl Friedrichftroße dahier unter Nr . 16
gelegene , dreißöck ge Wohn hau» untBorteu
und sonstigen Zugchöiden , gerichtlich loxirt
zu . 90,000 Mark
wird anf Antrag der Erbe » am

Freitag d em 5 . D rz em b er ,
Vormittag » 11 Ubr ,

im KommiffionSzimmer de» hiesigen Rath '

hduse » öffentlich versteigert , wobei der Zu '

schlag endgiltig erfolgt , nen » da» höchst'
Gebot mindesten» den Schätzungswerts , er'

reicht .
Diese» in der Mitte der Stadt nnd in

unmittelbarer Nähe de» Marktplatz «» ge¬
legene Hau » eignet sich vermöge seiner
Räumlichkeiten und de» anstoßenden großen
Garten » sowohl za angenehmen Wohnun¬
gen , als auch zur Einrichtung eine » größe¬
ren Geschäft-» und kann bi» zur Versteige¬
rung täglich eingesehen werden.

Karlsruhe , den 19 November 1879 .
Großh Notar

S e v r n.

im Gesammtwerlhe von M .
öffentlich zn Eigenlhum gegen vaar - und
Terminzahlung »ersteigert, wobei der Za -
schlag erfolgt , wenn der SchStzaog«werlh
oder mehr geboten wird.

Durlach, den 27 . Noiember 1879 .
Schulthei » ,

Notar .

P .826 . d . Karlsruhe .

Versteigerung eines
Hauses mit Garten.

Da » zur Berloffenschast
ider Frau Laise Lierordt
sWiitwe . geb . Weiß , »oa
Karlsruhe , gehörige, Inder

P,247,8 . Nr . 3797 . Ewmeadiugen .

Holzlieserung undVer¬
gebung von Zimmer-

! arbeiten.
! Zar Reparatur der Jorchheimer Leo¬
pold- Kanalbrücke und der Brück - über die
Drei !am bei Bahlingen sollen Hslzlieserun «

-gen und Zimmermavsarbciten , wie folgt
veranschlagt, im Submisfiouswege vergeben
werden:

I . Forchheimer Brücke .
» . Holzlieferung , im An¬

schläge von . . . 4689 «4L
d. Zimmerarbeit . . . 871 «4L

II . Bahlinger Brücke .
n , Halzlieferovg . . . 1073^44
i>. Zimmerarbeit . . . 654 *44
Die Angebote stad in Prozenten der

Ueberschlagsbetkäge sowohl für di« beide«
Br - cken , wie auch für die Hoizlieserug und
SrdeitSleituug getrennt , verfiegelt und
geeignet Lberschriebenlängsten» bi»

Samstag den 6 . Drzemdrr ,
Vormittags IS Uhr,

tri der unterfertigten Stelle einzureichen,
bei welcher die Bedingungen und Ueber«

schlüge zur Bareavzeit (au Sauutagen nicht)
eingrsehen werbe« können. i:

Ewmeadinge « , den 22 . November 1879.
Großh Waffe«, u. Straßenban -Jnspektiaa .

Druck » « » Verla , der « . « ra, » ' scheu Hafbachdrsckerei .
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